
Satzung der Stadt Otterfaerq

über die Erhebung von Seiträga; für die erstmalige Herstellung

von Erschl ießungsanlagen (Erschließunqsbeiträge)

vo^ 1 8. HF? *38?

Oer Stadtrat Otterberg hat aufgrund des § 132 des Baugesetzfauches (BauGS) in
der Fassung der Bekannünachung von 08.12.1386 (BGBl. I S. 22S3) i.V. mit s 24-
der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz vom 14. Dezember 1973 (GVB1. S. 419,
BS 2020-1), in der derzeit gültigen Fassung folgende Satzung beschlossen,
die hiermit bekanntgemacht wird.

§ 1
Srheounc des Frschließunosbeiträges

Die Stac: Otte-oerg erneot Ersen)ießungsbeiträge naen den Vorscnriften des Bau
gesettouches t?§ 127 ff.) sowie naen Maßgabe dieser Satzung.

Art'unc Umfang der Ersen)ießungsan1agen

i!) äei tragsfanig ist de1- Erschließungsaufwand;

i. für die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze

a! ;n Dorfgebieten, reinen Wonngeoieten , allgemeinen Wohngebieten und Misch-
geoieten

aa) bei oeicseitigen Seoauoarkeit bis zu lü m Breite,

hb) bei einseitiger Seoauoarkeit bis zu S m Breite;

D) m Serngeoieten, GeweroegOieten und Sondergeoieten

aa) bei beidseitiger Beoaubarkeit bis zu 18 ra Breite,

Ob) bei einseitiger ßeoauoarkeit bis zu 12,5 ra Breite;

c) in Industriegebieten

aa) bei beidseitiger Beoaubarkeit bis zu 20 m Breite,

bb) bei einseitiger Beoaubarkeit bis zu 14,5 rn Breite;

dJ in eins iedlungsgeoi eten und Ferienhausgebieten

aa! 'in ¦ beidseitiger Bebaubarkei t bis zu 10 m Breite,

bb! bei einseitige'- Seoauoarkeit bis zu 7 m Breite;

in Dauerkleingarten- una Wochenenahausgebieten bis zu 5 m Breite;
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Z. für die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraft¬
fahrzeugen nicht befahrbaren Vericehrsanlagen innerhalb der Baugebiete
(z.B. Fußwege, Wohnwege) bis zu einer Breite von 5 m;

3. für die nicht zum Anbau bestimmten zur Erschließung der Baugebiete notwendigen
SammelStraßen innerhalb der Baugebiete bis zu einer Breite von 21 m;

4. für Parkflächen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne von Nrn. 1 und 3 sind; bis zu
einer weiteren Breite von 5 n,

b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nrn. 1 und 3 genännnten Verkehrsan¬
lagen, aber nach städtbaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu
deren Erschließung notwendig sind, bis zu 15 v.H. aller im Abrechnungsge¬
biet (§5) liegenden Grundstücksflächen;

5. für Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne von Nrn. 1 bis 3 sind, bis zu
einer weiteren Breite von 4 m,

b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nrn. 1 bis 3 genannten Verkehrsanlagen
sind, aber nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu
deren Erschl ießung .notwendig sind, bis zu 15 v.H. aller im Abrechnungsg.e-
biet (§5) liegenden Grundstücksflächen.

(2) Endet eine Erschließungsanlage mit einem Wendehammer, so vergrößern sich die
in Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 und 5 a angegebenen Maße auf das Anderthalbfache,
mindestens aber um 3 m. Das gleiche gilt für den Bereich der Einmündung in

andere bzw. Kreuzungen mit anderen Erschließungsanlagen.

(3) Zu dem Erschließungsaufwand nach Abs. 1 (Nrn. 1 bis 3) gehören insbesondere
die Kosten

1. für oen Erwerb der Grundflächen;

2. für die Freilegung der Grundflächen;

3. für die erstmalige Herstellung der Erschließungsanlagen einschließlich der
Einrichtungen für ihre Entwässerung und ihre Beleuchtung;

4. für.-die Übernahme von-Anlagen als gemeindliche Erschl i-eßungsanl agen;

j. die für die Teile der Fahrbahn einer Ortsdurchfahrt einer klassifizierten
Straße entstehen, die über die Breite der anschließenden freien Strecken
hinausgehen.

§ 3
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes f-c. Sz r-'i, I/,

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand (§ 2) mit^Ausnahme desjenigen für die
Entwässerunqseinrichtunqen ^vird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt.

Der Aufwand für die Entwässerungseinrichtungen der Erschließungsanlagen wird
wie folgt ermittelt:

1. Für die Einlaufe, Sinkkästen und Zuleitungen bis zur Straßenleitung sind die
tatsächlichen Kosten maßgebend,

2. für die übrigen zur Entwässerung der Erschließungsanlagen erforderlichen An¬
lagen wird ein Einheitssatz je m2 entwässerte Fläche in der jeweiligen Haus-
haltssatzung festgelegt.

121 Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird für die einzelne Erschließungs-
anlage ermittelt. Die Gemeinde kann abweichend von Satz 1 den beitragsfähigen
Erschließungsaufwand für bestimmte Abschnitte einer Erschließungsanlage er¬
mitteln oder diesen Aufwand für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der
Grundstücke eine Einheit bilden (Erschließungseinheit), insgesamt ermitteln.
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Antei1 der Gemeinde am beitraqsfahiqen Erschließungsaufwand

Die Gemeinde trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes.

Abrechnungsgebiet. Grundstücksflächen und Geschoßflachen

(1) Oie von einer Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden das
Abrechnungsgebiet. Wird ein Abschnitt einer Erschließungsanlage oder eine
Erschließungseinheit abgerechnet, so bilden die von dem Abschnitt der Er¬
schließungseinheit erschlossenen Grundstücke das Abrechnungsgebiet.

(2) Bei der Ermittlung der Grundstücksflä'chen bleiben die Grundstücke und
Grundstücksteile uaßer Ansatz, die außerhalb des Baulandes liegen. Als Bau¬
land gilt, wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder der Bebauungsplan eine
andere als bauliche oder gewerbliche Nutzung vorsieht,

1. bei Grundstücken, die an die Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche von
der Erschließungsanlage bis zu einer Tiefe von höchstens 10 m,

2. bei Grundstücken, die, ohne an die Erschließungsanlage zu grenzen, mit der
Erschließungsanlage durch einen Weg oder in anderer rechtlich gesicherter
Form verbunden sind, die Flächen von der zu der Erschließungsanlage liegenden
Grunostückssei te bis zu-emer Tiefe'vpn höchstens-40 m.,

Flächen, die über die tiefenmäßige Begrenzung hinaus baulich oder gewerblich
genutzt werden, sind insoweit dem nach Nummer 1 oder 2 ermittelten Bauland
i rzuzurechnen.

II! Die Geschoßfläche des einzelnen Grundstückes ergibt sich durch Verviel-
faenung der Grundstucksf1äche mit der Geschoßf1achenzanl . Für die Geschoß-
f1äcnenzahl dind die Regelungen des Bebauungsplanes maßgebend. Dies gilt
auch im Fal le der Planreife im Sinne des i 33 BauGB. ¦'/£ ¦' G" 'V - 1

./CtV Ct ¦ C.r' - ' '
im Falle des • 34 3auEG ist die zulässige Geschoßft'äche unter Berücksichti-

^ gunc der in näherer Umgebung~vorhand'enen beschoßflachen zu ermitteln. In
incustnegebieten ergibt sich die Geschoßflacnenzahl aus der Saumassenzahl,
geteilt durch 3,5. ist im Zeitpunkt der Entstehung der Seitragsof1icht für
das einzelne Grundstuck eine größere Geschoßflache Zugelassen, so ist diese
zugrunde zu leaen. Bei Grundstücken, für die anstelle der Bebauung eine
sonstige Nutzung festgesetzt ist oder bei denen die zulässige Bebauuung
nur untergegrooete, Bedeutung hat,- wird'al's Geschoßfläche die-halbe Grund¬

stucksfläche angesetzt.

/t /ß- -

§ 6

vortei iimc des bei traosfähi tien Ersch )ießungsaufwandes

T
i 1) Oer nach § 3 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug des Anteils
der Gemeinde (§4) auf die Grundstücke nach den GrundstucksfIaenen verteilt.
Für die Ermittlung der Grundstücksflächen gilt § 5 Abs. 2.

(2) Sofern im Abrechnungsgebiet eine unterschiedliche bauliche oder sonstige
Nutzung zulässig ist, wird der Erschließungsaufwand abweichend von Absatz I
nach den Geschoßflächen verteilt. Für die Ermittlung der Geschoßflächen
gilt der j 5 Abs. 3.

(3) Grundstücke an zwei aufeinanderstoßenden Erschließungsanlagen (Eckgrund-
Stückcyund Grundstücke zwischen zwei Erschl ießungsanl agen (durchlaufende
Grundstücke) sind für beide Erschließungsanlagen beitragspflichtig, wenn sie
durch beide Anlagen erschlossen werden und die Voraussetzungen dos § 133
Abs. 1 BauGB vorliegen, Oer Berechnung des Ersch 1 ießungsbeiträges werden die
sich nach Absatz 1 oder Absatz 2 ergebenden Berechnungsdaten jeweils nur mit
der Hälfte zugrunde gelegt.
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Für Grundstücke, die durch mehr als zwei aufeinanderstoßende Erschließungs¬
anlagen erschlossen werden, werden die ßerechnungsdaten nach Absatz I oder
Absatz 2 durch die Zahl der Erschließungsanlagen geteilt.

§ 7

kostenspa!tung

Oer Erschließungsbeitrag kann für

1. den Grunderwerb

2. die Freilegung

3. die Fanrbahn, auch Richtungsfahrbahnen

4. die Radwege

5. die Genwege, zusammen oder einzeln

5. die Parkflacnen

7. die Grünanlagen

8. die Beleuchtungsanlagen

9. die Entwässerungsanlagen

10. die immissionsschutzanlagen

gesondert erhooen uno in oeliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald die
Haßnanme, oeren Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, abgeschlossen
Orden ist. Über die Anwendung der Kostenspaltung entscheidet die Gemeinde im-
i n z e 1 f a 11. " " '

S

Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließunqsanlaaen

(1) Straßen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen Eigentum der Ge¬
meinde sind, sie eine Ueroindung mit dem übrigen öffentlichen Verkehrsnetz
besitzen uno die folgenden Bestandteile und Herste!lungsraerkmale auf-
wei sen:

a) Fahrbahn mit Unterbau und Decke; die Decke kann aus Asphalt, Teer, Beton,
Pflaster oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise bestehen;

Material neuzeitlicher Bauweise bestehen;

c) Entwässerungseinrichtungen mit Anschluß an die Kanalisation;

d) Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig;

e) Segleitgrün i.S.v. § 2 Abs. 1 Nr. 5 a angelegt.
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(2) Die übrigen Erschließungsanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre
Flächen Eigentum der Gemeinde sind, sie eine Verbindung mit dem übrigen
öffentlichen Verkehrsnetz besitzen und

a) Plätze entsprechend Abs. 1 Buchst, a), c), d) und e) ausgebaut sind.

b) Wege und öffentliche, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit
Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen entsprechend Abs. 1
Buchst, b), c), d) und e) ausgebaut sind;

c) Radwege entsprechend Abs. 1 Buchst, b), c), d) und e) ausgebaut sind.

d) Parkflächen entsprechend Abs. 1 Buchst, a), c), d) und e) ausgebaut
si nd.

s) Grünanlagen (§ 2 Abs. 1 Nr. 5 b) gärtnerisch gestaltet sind.

¦(3) Oer Rat kann im Einzelfall die Bestandteile und Herstel 1 ungsmerkmale der
Erschließungsanlagen abweichend von den Absätzen 1 und 2 festlegen. Ein
solcher Abweichungsbeschluß ist als Satzung öffentlich bekanntzumachen.

§ 9

immi ssi onsschutzan1agen

Art, Umfang, Vertei1ungsmaßstao und Herstellungsmerkmale von Anlagen zum
Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bund-
oes-immissionsschutzgesetzes werden durch ergänzenoe Satzung im Einzelfall ge¬
rege! t.

§ 10

.'oraus 1 ei stungen

'm Fall des § 133 Abs. 3 BauGB können Vorausleistungen bis zur Höhe des vor-
ussichtlichen Erschließungsbeitrages erhoben werden.

§ U

Ablösung des Erschließungsbeiträges

Oer Betrag einer Ablösung nach § 133 Abs. 3 Satz 2 SauGB bestimmt sich nach
der Höhe des voraussichtlich entstehenden Beitrages. Ein Rechtsanspruch auf
Ablösung besteht nicht.
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§ 12

Inkraftreten / Außerkraftreten

Die Satzung tritt rückwirkend am Ol. Juli 1987 in Kraft. Gleichzeitig tritt
die Satzung über die Erhebung von ErschlieBungsbeiträgen in der Fassung vom
12. Juni 1984 außer Kraft. Soweit eine Beitragspflicht auf Grund früherer
Satzungen entstanden ist, gelten diese weiter.

Otteroerg, den 1 8. DEZ. 1987

, ( Bernharot )
Staatbürgermei ster


